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II. 

Diese Änderung tritt am 1. Januar 2018 in 
Kraft.

Rosenheim, den 21. Oktober 2017
Dr. med. Max Kaplan, Präsident

Ausgefertigt, München, den 22. November 2017
Dr. med. Max Kaplan, Präsident

Anlage A zur Satzung der
Bayerischen Landesärztekammer

Der 76. Bayerische Ärztetag hat am 
21. Oktober 2017 folgende Änderungen der 
Anlage A zur Satzung der Bayerischen Lan-
desärztekammer – Geschäfts- und Ver-
fahrensordnung der Ethik-Kommission der 
Bayerischen Landesärztekammer (Neufas-
sung vom 1. August 2005, zuletzt geändert 
durch Beschlüsse vom 14. Oktober 2006, 
„Bayerisches Ärzteblatt“ 12/2006, Seite 
637 f.) – beschlossen.

Das Bayerische Staatsministerium für 
Gesundheit und Pflege hat mit Bescheid 
vom 14. November 2017, G32h-G8507.21-
 2017/3-19, die Änderungen genehmigt.

I.

1. In § 1 wird folgender Abs. 3 angefügt:
 „Die Ethik-Kommission beantragt die Re-

gistrierung bei einer Bundes- oder Landes-
behörde für Verfahren, in denen dies ge-
setzlich vorgeschrieben ist.“

2. In § 2 Abs. 2 werden die Worte „der Strah-
lenschutz- und der Röntgenverordnung“ 
ersetzt durch die Worte „dem Strahlen-
schutzgesetz und den auf dessen Grundlage 
erlassenen Rechtsverordnungen“.

3. § 3 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 wird wie folgt neu gefasst:
„Die Ethik-Kommission ist interdisziplinär 
zu sammengesetzt und besteht aus je min-
destens einem Juristen, einer Person mit wis-
senschaftlicher oder beruflicher Erfahrung 
auf dem Gebiet der Ethik in der Medizin, 
einer Person mit Erfahrung auf dem Gebiet 
der Versuchsplanung und Statistik, drei Ärz-
ten, die über Erfahrungen in der klinischen 
Medizin verfügen, davon ein Facharzt für 
klinische Pharmakologie oder für Pharma-
kologie und Toxikologie, sowie einem Laien.“

Rosenheim, den 21. Oktober 2017
Dr. med. Max Kaplan, Präsident

Ausgefertigt, München, den 22. November 2017
Dr. med. Max Kaplan, Präsident

Weiterbildungsordnung für die 
Ärzte Bayerns

Der 76. Bayerische Ärztetag hat am 
21. Oktober 2017 folgende Änderungen der 
Weiterbildungsordnung für die Ärzte Bay-
erns vom 24. April 2004 („Bayerisches Ärz-
teblatt“ 7-8/2004, Seite 411 und Spezial 
1/2004), zuletzt geändert am 23. Oktober 
2016 („Bayerisches Ärzteblatt“ 12/2016 
Seite 658) beschlossen:

Das Bayerische Staatsministerium für 
Gesundheit und Pflege hat mit Be-
scheid vom 6. November 2017, G32a-
G8507.21-2017/3-16, die Änderungen ge-
nehmigt.

I.

In Abschnitt C Nr. 9 (Geriatrie) werden unter 
der Überschrift „Voraussetzung zum Erwerb 
der Bezeichnung“ vor den Worten „einer Fach-
arztbezeichnung im Gebiet Chirurgie“ die Wor-
te „Facharzt Psychosomatische Medizin und 
Psychotherapie (auch Anerkennung als Fach-
arzt für Psychotherapeutische Medizin nach 
bisherigem Recht)“, eingefügt.

Berufsordnung für die
Ärzte Bayerns

Der 76. Bayerische Ärztetag hat am 
21. Oktober 2017 folgende Änderungen der 
Berufsordnung für die Ärzte Bayerns – Be-
kanntmachung vom 9. Januar 2012 i. d. F. 
der Änderungsbeschlüsse vom 25. Oktober 
2015 („Bayerisches Ärzteblatt“ 12/2015, 
Seite 669) beschlossen.

Das Bayerische Staatsministerium für Ge-
sundheit und Pflege hat mit Bescheid vom 
6. November 2017, 32-G8507.21-2017/ 
  3-17, die Änderungen genehmigt.

I.

§ 10 Abs. 2 erhält folgende Fassung:
„Der Arzt hat dem Patienten auf sein Verlan-
gen in die ihn betreffende Dokumentation Ein-
sicht zu gewähren, soweit der Einsichtnahme 
nicht erhebliche therapeutische Grü nde oder 
sonstige erhebliche Rechte Dritter entgegen-
stehen. Ausnahmsweise darf der Arzt einzelne 
Aufzeichnungen von der Einsichtnahme aus-
nehmen, wenn sein Interesse am Schutz seines 
Persönlichkeitsrechts das Interesse des Patien-
ten an der Einsichtnahme überwiegt.“

II.

Diese Änderung tritt am 1. Januar 2018 in 
Kraft.

Gemäß § 19 Abs. 2 der Wahlordnung für die Wahl der Delegierten zur 
Bayerischen Landesärztekammer (WahlO) wird hiermit das Ergebnis 
der Wahl der Delegierten und Ersatzleute zur Bayerischen Landes-
ärztekammer vom 20.11.2017 bis 1.12.2017, gemäß § 3 Abs. 1 WahlO 
gegliedert nach den Wahlbezirken und gemäß § 4 Satz 1 WahlO für 
die jeweiligen Stimmkreise und in Spezial 2/2017 veröffentlicht. Für 
die Delegierten, die in einzelnen Stimmkreisen aus verschiedenen 
Wahlvorschlägen gewählt wurden, sind deren Ersatzleute, die even-
tuell nach § 5 Abs. 2 WahlO nachrücken, gegliedert nach Wahlvor-
schlägen angegeben.

Als Stichtag für die Bekanntgabe des Wahlergebnisses habe ich gemäß § 19 Abs. 2 WahlO den 
3.1.2018 festgesetzt.

Jeder Wahlberechtigte kann gemäß § 20 Abs. 1 WahlO binnen 14 Tagen nach Bekanntgabe des 
Wahlergebnisses die Wahl wegen Verletzung der Wahlordnung bei der Bayerischen Landesärz-
tekammer, Mühlbaurstraße 16, 81677 München, anfechten. Die Anfechtungsfrist endet damit 
am Mittwoch, den 17.1.2018, 24.00 Uhr (Eingang bei der Bayerischen Landesärztekammer, nicht 
Poststempel). 

Peter Kalb, Landeswahlleiter (BLÄK)
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mündliche Erläuterung des Forschungsvor-
habens bitten oder ergänzende Unterlagen, 
An gaben oder Begründungen verlangen .“

7. Der bisherige § 6 wird zu § 7 und wie folgt 
geändert:

a) In Abs. 3 Satz 3 wird folgender Halbsatz 
gestrichen:
„, sofern gesetzliche Bestimmungen nicht 
entgegenstehen und kein Mitglied wider-
spricht.“

b) Die Absätze 4 und 5 werden gestrichen.

8. Der bisherige § 7 wird zu § 8 und wie folgt 
geändert:

a) In Abs. 1 wird die Zahlenangabe „fünf“ 
durch „sieben“ ersetzt und hinter dem Wort 
„Mitgliedern“ wird folgender Halbsatz ein-
gefügt: „, wovon ein Mitglied ein Laie ist.“

b) In Abs. 2 wird Satz 3 gestrichen.

c) In Abs. 3 werden die Worte „in einem 
Sondervotum“ gestrichen.

d) In Abs. 4 Satz 1 werden hinter die Worte 
„allein zu entscheiden“ die Worte „oder die 
Geschäftsstelle zu einer Entscheidung auto-
risieren.“ angefügt.
e) In Abs. 5 Satz 1 werden die Worte „dem 
Antragsteller“ gestrichen.

9. Der bisherige § 8 wird aufgehoben.

10. Die „Übergangsvorschrift“ wird gestrichen.

II.

Die Änderungen der Anlage A treten am 1. Ja-
nuar 2018 in Kraft.

III.

Der Präsident der Bayerischen Landesärzte-
kammer wird ermächtigt, die Neufassung der 
Geschäfts- und Verfahrensordnung der Ethik-
Kommission der Bayerischen Landesärztekam-
mer (Anlage A zur Satzung der Bayerischen 
Landesärztekammer) amtlich bekannt zu ma-
chen.

Rosenheim, den 21. Oktober 2017
Dr. med. Max Kaplan, Präsident

Ausgefertigt, München, den 22. November 2017
Dr. med. Max Kaplan, Präsident

keine finanziellen oder persönlichen Inter-
essen, die Auswirkungen auf ihre Unpartei-
lichkeit haben könnten, haben.“

c) Abs. 2 wird wie folgt neu gefasst:
„Sowohl die Mitglieder der Ethik-Kommissi-
on als auch die hinzugezogenen Konsiliarii 
und Sachverständigen sollen über ausrei-
chende Kenntnisse der englischen Sprache 
verfügen. Sie sind verpflichtet sich regelmä-
ßig fortzubilden.“

5. Folgender § 5 wird neu eingefügt:

„§ 5 Geschäftsstelle
(1) Die Bayerische Landesärztekammer stellt 
die für die Geschäftsführung der Ethik-
Kommission notwendigen personellen und 
sachlichen Mittel zur Verfügung. Die Einzel-
heiten werden in Handlungsanweisungen 
(SOPs „standard operating procedures“) ge-
regelt, die die Ethik-Kommission mit Mehr-
heit beschließt.
(2) Das Personal der Geschäftsstelle soll 
über ausreichende Kenntnisse der engli-
schen Sprache verfügen.
(3) Die Geschäftsstelle prüft eingehende 
Anträge auf formale Vollständigkeit und lei-
tet diese an die Mitglieder und bei Bedarf 
an Konsiliarii und externe Sachverständige 
weiter. Sie sorgt für die Einhaltung der ge-
setzlichen Fristen.
(4) Die Kommunikation mit den Antrag-
stellern und Behörden erfolgt grundsätzlich 
über die Geschäftsstelle.
(5) Die Geschäftsstelle legt die Sitzungs-
termine im Benehmen mit dem Vorsitzen-
den fest und bereitet die Sitzung vor. Sie 
hält die Ergebnisse der Sitzungen in einem 
schriftlichen Protokoll fest.
(6) Die Geschäftsstelle erstellt einen jährli-
chen Tätigkeitsbericht.
(7) Die Geschäftsstelle teilt der registrieren-
den Behörde Änderungen, die die Voraus-
setzungen der Registrierung betreffen, un-
verzüglich mit.“

6. § 5 wird zu § 6 und wie folgt geändert:

a) In Abs. 1 Satz 1 werden die Worte „in der 
Regel“ gestrichen.
 
b) In Abs. 1 wird folgender Satz 2 angefügt:
„Als An trag gilt auch eine gesetzlich gere-
gelte elektronische Einreichung über Daten-
banken.“

c) Abs. 2 wird wie folgt geändert:
„In der Beratung nach § 15 der Berufsord-
nung für die Ärzte Bayerns kann die Ethik-
Kommission den Antragsteller um eine 

b) Abs. 2 wird wie folgt neu gefasst:
„Ferner gehören der Ethik-Kommission 
Konsiliarii für Pädiatrie, Strahlenschutz 
und Medizinprodukte an. Diese und exter-
ne Sachverständige werden bei Bedarf zur 
Bewertung ein schlägiger Vorhaben hinzu-
gezogen.“

c) Es wird folgender neuer Abs. 3 eingefügt:
„Bei der Auswahl der Mitglieder, Konsilia-
rii und externen Sachverständigen werden 
Frauen und Männer mit dem Ziel der gleich-
berechtigten Teilhabe gleicherma ßen be-
rücksichtigt.“

d) Abs. 3 wird zu Abs. 4 und wie folgt ge-
ändert:
„Die Mitglieder und Konsiliarii der Ethik-
Kommission werden vom Vorstand der 
Bayerischen Landesärztekammer im Einver-
nehmen mit dem als Rechtsaufsicht für die 
Bayerische Landesärztekammer zuständi-
gen Staatsministerium für die Dauer seiner 
Amtsperiode ernannt. Mehrmalige Bestel-
lungen sind zulässig.“

e) Abs. 4 wird zu Abs. 5 und wie folgt ge-
ändert:

aa) In Satz 1 werden die Worte „stellver-
tretenden Mitglieder“ ersetzt durch das 
Wort „Konsiliarii“.

bb) Ferner wird folgender Satz 2 angefügt:
„Bei der Wahl des Vorsitzes sollen weibli-
che und männliche Mitglieder zur Wahl 
stehen.“

f) Abs. 5 wird zu Abs. 6 und wie folgt ge-
ändert:

aa) In Satz 1 werden hinter die Worte „ Je-
des Mitglied“ die Worte „und jeder Konsili-
arius“ eingefügt.

bb) In Satz 2 werden hinter die Worte 
„Scheidet ein Mitglied“ die Worte „oder 
Konsiliarius“ eingefügt.

4. § 4 wird wie folgt geändert:

a) Er erhält folgende neue Überschrift:
„Unabhängigkeit und Pflichten der Mitglie-
der, Konsiliarii und externer Sachverständi-
ger, Befangenheit“

b) In Abs. 1 wird folgender Satz 4 angefügt:
„Die Geschäftsstelle holt zu jedem Antrag 
Unabhängigkeitserklärungen der beteiligten 
Mitglieder, Konsiliarii und externen Sach-
verständigen ein, die beinhalten, dass diese 


